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Anlage 2 zur GRDrs 795/2015
Stellenschaffung
zum Stellenplan 2016
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),

Kostenstelle
	Amt
	BesGr.

oder

EG
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	10-2
10235000

	Haupt-und Personalamt
	A 13 hD
	Koordination Bürgerbeteiligung
	1,5
	 - 
	158.850


1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung von 1,5 Stellen zur Koordinierung der Bürgerbeteiligungs-projekte bei der Landeshauptstadt Stuttgart.

Auf Grund von gesellschaftlichen Entwicklungen hat der Gemeinderat die Verwaltung mit der GRDRs 1029/2013 beauftragt, eine Leitlinie für Bürgerbeteiligung zu entwickeln. Zur Umsetzung dieser Leitlinie soll eine Koordinierungsstelle eingerichtet werden, die sowohl die Verwaltung als auch den Gemeinderat und die Einwohnerschaft zum Gesamtthema Bürgerbeteiligung berät und die Koordinierung von geplanten und laufenden Beteiligungsprozessen übernimmt.
2
Schaffungskriterien

Die Entwicklungen der letzten Jahre haben gezeigt, dass sich Einwohnerinnen und Einwohner bei zentralen politischen Entscheidungen nicht mehr mit den formellen und meist repräsentativen Beteiligungsstrukturen zufrieden geben. Sie äußern offen Meinungen zu politischen Themen und Projekten und fordern auf Ebene der Kommune, der Länder und des Bundes Vernetzung, Beratung und eine weiter reichende Partizipation ein. Auf die Kommune als eigene Verwaltungseinheit und untere staatliche Behörde kommt hier eine besondere Verantwortung für die Einbindung der Einwohnerinnen und Einwohner vor Ort zu. 

Es wird daher beantragt, eine zentrale Koordinierungsstelle neu einzurichten, die allen Mitwirkenden an Beteiligungsprozessen mit Expertise zur Seite steht. Die Koordinierungsstelle trägt die Verantwortung für die Sicherstellung einer koordinierten, zielführenden und effizienten Umsetzung der Leitlinie. Damit wird eine Qualitätssicherung erreicht, die für eine erfolgreiche Bürgerbeteiligung Voraussetzung ist. Das Haupt- und Personalamt hat bereits Erfahrung mit Bürgerbeteiligungsprozessen in den Innenstadtbezirken sowie mit der Durchführung von Bürgerversammlungen (inkl. Online-Beteiligung) gesammelt. Die Leitlinie für die Bürgerbeteiligung wurde ebenfalls federführend beim Haupt- und Personalamt erarbeitet und koordiniert. Daher soll die Koordinierungsstelle beim Haupt- und Personalamt, Abteilung Gemeinderat und Stadtbezirke, angesiedelt werden. Sie wird mit einem Budget ausgestattet, um unvorhergesehene und nicht eindeutig zuordenbare Bürgerbeteiligungsverfahren durchzuführen. 

Es wird ein Lenkungskreis, bestehend aus dem Oberbürgermeister, Referat AK, Referat StU und Referat T gebildet, der über anstehende Bürgerbeteiligungsverfahren und laufende Verfahren von gesamtstädtischer Bedeutung berät und der zentralen Koordinierungsstelle Aufgaben zur eigenständigen Ausführung überträgt.
3
Bedarf

3.1
Anlass
Die Verwaltung wurde mit der GRDRs 1029/2013 beauftragt, die schon bestehenden Bürgerbeteiligungsverfahren in Stuttgart zu ergänzen und zusammenzuführen, um im Sinne einer neuen Beteiligungskultur den Dialog mit den Einwohnerinnen und Einwohnern zum Wohl der Stadtgesellschaft voranzubringen. Dies soll durch verlässliche und verbindliche Verfahren zur Durchführung von Bürgerbeteiligung (Leitlinie Bürgerbeteiligung) in Stuttgart, die sowohl von der Einwohnerschaft als auch von der Verwaltung oder dem Gemeinderat initiiert werden können, erreicht werden. Die Leitlinie soll im Herbst 2015 öffentlich diskutiert werden und bis Ende 2015 vom Gemeinderat verabschiedet werden.
Die Koordinierungsstelle sorgt für die frühzeitige Information über die Vorhaben und Projekte der Stadt durch die Zusammenstellung und Pflege der „Bürgerbeteiligungs –  und Vorhabenliste“. Diese Listen sind in regelmäßigen Abständen dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorzulegen und anschließend der Öffentlichkeit bekannt zu geben. In diesem Zusammenhang ist eine Vernetzung mit L/OB-K (Bürgerbeteiligungsportal) nötig, um alle Informationen zu Bürgerbeteiligungsprojekten umfassend und zeitnah online zur Verfügung zu stellen.
Des Weiteren ist es die dauerhafte Aufgabe der Koordinierungsstelle, sowohl die Einwohnerschaft als auch den Gemeinderat und die Verwaltung in allen Phasen von Bürgerbeteiligung zu beraten und zu unterstützen.
Der Koordinierungsstelle obliegt auch die Geschäftsführung des Lenkungskreises.

3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Die Landeshauptstadt Stuttgart führt seit vielen Jahren zahlreiche Vorhaben unter Beteiligung der Einwohnerschaft durch. Die jeweils zuständigen Fachämter haben die Beteiligungsprozesse in eigener Verantwortung durchgeführt, unter anderem für den Bürgerhaushalt, den Bebauungsplan Olga-Areal oder auch zur Konzeption für ein kinderfreundliches Stuttgart 2015-2020. In den kommenden Jahren sind weitere große Vorhaben mit Bürgerbeteiligungsprozessen zu begleiten, so z.B. Entwicklung Rosenstein, Villa Berg u.ä..

Eine stadtweite Koordinierung von Bürgerbeteiligungsprozessen wurde bisher nicht durchgeführt. 
Mit dem geplanten Beschluss der Leitlinie im Herbst 2015 soll durch die Koordination aller Bürgerbeteiligungsprozesse die Transparenz und Qualitätssicherung verbessert und gleichzeitig die Zugänglichkeit für alle Einwohnerinnen und Einwohner erleichtert werden.
3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Ohne personelle Ausstattung kann die Leitlinie für Bürgerbeteiligung nicht umgesetzt werden. 
4
Stellenvermerke

keine
